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Die Gemeindeversammlung Kilchberg erlässt gestützt auf § 4 Abs. 2 des Gemeindegesetzes, § 3 
des Polizeiorganisationsgesetzes und Art. 14 der Gemeindeordnung der politischen Gemeinde 
Kilchberg folgende Verordnung. 
 

I. Allgemeine Bestimmungen  
 

Art. 1 Zweck und Gegenstand 

 
1 Diese Verordnung bezweckt die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
sowie den Schutz von Personen, Tieren, Umwelt und Eigentum gegen Schädigungen und Gefah-
ren jeder Art auf dem Gebiet der Gemeinde Kilchberg.  
 
2 Vorbehalten bleiben Bestimmungen des übergeordneten Rechts, namentlich die Bestimmungen 
des Polizeiorganisationsgesetzes. 
 

Art. 2 Zuständigkeit und Organisation 

 
1 Der Gemeinderat ist für die Ortspolizei zuständig. Die Ausübung von kommunalpolizeilichen Auf-
gaben ist Sache der vom Gemeinderat bezeichneten Organe, insbesondere der Gemeindepolizei.  
 
2 Die vom Gemeinderat mit dem Vollzug bezeichneten Organe sorgen für die Durchsetzung dieser 
Verordnung und die Vollstreckung der von ihnen getroffenen Anordnungen. 
 
3 Sie sind berechtigt, die erforderlichen Kontrollen unangemeldet durchzuführen und die für die 

Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes notwendigen Anordnun-

gen zu treffen und durchzusetzen. 

 
4 Die Gemeindepolizei kann mit den kommunalen Polizeien der Nachbargemeinden zusammenar-
beiten. Der Gemeinderat genehmigt die dazu nötigen Vereinbarungen. 
 
5 Wo Gesetz oder Verordnung den Erlass von Vorschriften oder Weisungen über die Verwendung 

von Einsatzmitteln, den Einsatz von Zwangsmitteln und dergleichen vorsehen, gelten die Dienst-

vorschriften der Kantonspolizei für die Gemeindepolizei sinngemäss. 

 

Art. 3 Bewilligungen 

 
1 Sofern nach dieser Verordnung eine Bewilligung erforderlich ist, muss ein begründetes Gesuch 
mit allen für die Bewilligungserteilung notwendigen Unterlagen der zuständigen Stelle schriftlich 
eingereicht werden. 
 
2 Entfällt nachträglich eine der Voraussetzungen für die Bewilligungserteilung oder werden an die 
Bewilligung geknüpfte Bedingungen und Auflagen nicht eingehalten, kann die Bewilligung sofort 
und entschädigungslos wieder entzogen werden. 
 
3 Bewilligungen nach dieser Verordnung sind persönlich und dürfen nur mit Zustimmung der Bewil-
ligungsinstanz auf andere Personen übertragen werden. 
 

Art. 4 Zuständigkeiten Bewilligungen und Anordnungen 
 
1 Je nach Bedeutung eines Geschäftes entscheidet entweder der Gemeinderat, die Ressortvorste-
herin bzw. der Ressortvorsteher Sicherheit/Sport, oder die Abteilung Sicherheit/Sport über die Er-
teilung einer Bewilligung.  
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2 Der Gemeinderat ist zuständige Bewilligungsinstanz in folgenden Fällen:   
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführungen und 
Versammlungen mit einem erwarteten Besucheraufkommen von mehr als 3'000 Personen und un-
abhängig vom erwarteten Besucheraufkommen, bei Anlässen mit erhöhter politischer Aussenwir-
kung.  
 
3 Die Ressortvorsteherin oder der Ressortvorsteher Sicherheit/Sport ist zuständige Bewilligungs-
instanz in folgenden Fällen:  
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführungen und 
Versammlungen mit einem erwarteten Besucheraufkommen von mehr als 1'000 aber weniger als 
3'000 Personen; 
 
b) bei der Anordnung von örtlichen und zeitlichen Einschränkungen von Feuerwerk nach Art. 8 
Abs. 3 dieser Verordnung sowie bei Gesuchen für das Abbrennen von Feuerwerk bei besonderen 
Veranstaltungen nach Art. 8 Abs. 4 dieser Verordnung;  
 
c) bei der Anordnung eines Verbotes der Durchführung einer Veranstaltung nach Art. 12 Abs. 2 
dieser Verordnung sowie bei der vertraglichen Festsetzung einer Gebühr im Zusammenhang mit 
gesteigertem Gemeingebrauch nach Art. 12 Abs. 5 dieser Verordnung; 
 
d) bei der Anordnung von befristeten Feuerverboten sowie örtlichen und zeitlichen Einschränkun-
gen für offene Feuer und Grillfeuer nach Art. 21 Abs. 3 dieser Verordnung: 
 
e) bei Gesuchen um dauernde Aufhebung der Schliessungszeit in Gastwirtschaftsstätten nach Art. 
22 Abs. 3 dieser Verordnung. 
 
4 Die Abteilung Sicherheit/Sport ist zuständige Bewilligungsinstanz in folgenden Fällen:  
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführungen und 
Versammlungen mit einem erwarteten Besucheraufkommen von weniger als 1'000 Personen;  
 
b) bei Gesuchen um Erteilung einer Ausnahmebewilligung nach Art. 7 Abs. 3 dieser Verordnung; 
  
c) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 12 Abs.1 bst. b und c dieser Verordnung;  
 
d) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 12 Abs. 3 dieser Verordnung; 
 
e) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 14 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
f) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 16 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
g) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 18 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
h) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilligung nach Art. 20 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
i) bei Gesuchen um Aufschiebung der Schliessungszeit nach Art. 22 Abs. 2 dieser Verordnung. 
 

Art. 5 Polizeiliche Anordnungen 
 
1 Jede Person ist verpflichtet, polizeilichen Anordnungen und Weisungen Folge zu leisten. 
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II. Schutz von Personen und Tieren, der öffentlichen Ruhe, Sicherheit 

und Ordnung 
 

Art. 6 Grundsatz 

 
1 Die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung darf nicht gestört werden. Es ist verboten: 
 
a) Personen oder Tiere zu belästigen, zu erschrecken oder zu gefährden; 
 
b) Öffentlich Ärgernis zu erregen oder gegen Sitte und Anstand zu verstossen. 
 

Art. 7 Hantieren und Schiessen mit Sportgeräten und waffenähnlichen Geräten 
 
1 Schiessübungen mit Armbrust und Sportpfeilbogen dürfen nur auf Anlagen, die für diesen Zweck 
besonders eingerichtet sind, durchgeführt werden. 
 
2 Luft- und Gasdruckwaffen, welche nicht unter das eidgenössische Waffengesetz fallen, dürfen 
nur auf nicht öffentlich zugänglichem Privatgrund und nur wenn eine Gefährdung oder Belästigung 
Dritter ausgeschlossen ist, verwendet werden. 

 
3 Ausnahmebewilligungen können durch die Bewilligungsinstanz erteilt werden.  
 

Art. 8 Feuerwerk 
 
1 Das Abbrennen von Feuerwerk ist nur in den Nächten vom 1. August auf den 2. August sowie 
vom 31. Dezember auf den 1. Januar ohne Bewilligung gestattet und auch dann nur im Rahmen 
der eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Vorschriften.  
 
2 Feuerwerk darf nur so abgebrannt werden, dass keine Personen, Tiere oder Sachen gefährdet 
werden. Nicht als Feuerwerk gelten z. B. Fackeln, Finnenkerzen, Bengalhölzer, Wunderkerzen und 
Knallkorken. 
 
3 Aus Sicherheitsgründen kann die Bewilligungsinstanz örtliche und zeitliche Einschränkungen 
(Feuerwerkverbot) erlassen. 
 
4 Für besondere Veranstaltungen kann die Bewilligungsinstanz das Abbrennen von Feuerwerk be-
willigen. Ein entsprechendes Gesuch ist spätestens 30 Tage vor der Veranstaltung schriftlich ein-
zureichen. 
 

Art. 9 Sicherung von Anlagen 
 
1 Baustellen, baufällige Gebäude, Gräben, Schächte usw. sind auf sichere Weise zu decken bzw. 

zu sichern und dürfen nie ohne Aufsicht geöffnet bleiben. 

 
2 Das unbefugte Abdecken von Bodenöffnungen, Dolendeckeln usw. sowie das Lockern, Verän-

dern oder Entfernen von Stegen, Hydranten, Abschrankungen oder Schutzvorrichtungen ist unter-

sagt. 

 
3 Einzäunungen, insbesondere Stacheldraht, die Menschen oder Tiere schädigen können, sind ver-

boten. 
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Art. 10 Rettungseinrichtungen  
 
1 Das Benutzen öffentlich zugänglicher Rettungsgeräte ist nur im Notfall gestattet. 
 
2 Der Einsatz und die Beeinträchtigung von Rettungsgeräten ist der Polizei unverzüglich zu mel-
den. 
 
3 Der Zugang zu Rettungsgeräten ist stets frei zu halten. Hydranten sind Rettungsgeräten gleichge-
stellt. 
 

Art. 11 Tierhaltung  
 
1 Tiere sind so zu halten, dass sie weder Menschen, Tiere noch Sachen belästigen oder gefährden 
und keinen Schaden an Kulturen und öffentlichen Anlagen anrichten.  
 
2 Ein Ausbrechen oder Entweichen von Tieren, die für Dritte eine Gefahr darstellen, ist von der 
Tierhalterin bzw. vom Tierhalter oder der verantwortlichen Aufsichtsperson sofort der Polizei zu 
melden. 
 

III. Schutz des öffentlichen und privaten Grundes 
 

Art. 12 Benützung des öffentlichen und privaten Grundes und öffentlicher Einrichtungen 
 
1 Die über den schlichten Gemeingebrauch hinausgehende Benützung von öffentlichem Grund, 
einschliesslich des darunter liegenden Erdreichs und des darüber liegenden Luftraums sowie von 
öffentlichen Sachen und Einrichtungen bedarf einer Bewilligung. Dies gilt insbesondere für: 
 
a) die Durchführung von Kundgebungen, Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführungen und Ver-
sammlungen;  
 
b) Verkaufsaktivitäten sowie das Aufstellen und den Verkauf von Waren aller Art mit Verkaufswa-
gen, Ständen etc. sowie das Schaustellen; 
 
c) das Anwerben für Dienstleistungen von oder den Beitritt zu ideellen Organisationen. 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann Veranstaltungen auf öffentlichem und privatem Grund, im Freien 
und in Räumen verbieten, wenn eine erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
zu erwarten ist. 
 
3 Das ganze oder teilweise Absperren von öffentlichen Strassen und Wegen sowie von Parkplätzen 
ist verboten. In begründeten Fällen können befristete Ausnahmen bewilligt werden. Entsprechende 
Gesuche sind spätestens fünf Arbeitstage vor der geplanten Absperrung einzureichen. 
 
4 Für die Inanspruchnahme des öffentlichen Grundes zu gewerblichen und privaten Zwecken (Auf-
stellen von Mulden, Baustellenwagen oder Baustelleninstallationen, Verkaufsstände, etc.) wird für 
die Grösse der beanspruchten Fläche eine Gebühr erhoben. 
 
5 Die Bewilligungsinstanz ist ermächtigt, im Einzelfall Gebühren in einem Vertrag festzusetzen. 
 

Art. 13 Verunreinigen des öffentlichen Grundes 
 
1 Bei Verschmutzung des öffentlichen Grundes oder des Leitungsnetzes ist der Verursacher ver-
pflichtet, diesen rechtzeitig zu reinigen.  
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2 Die Gemeinde hat zur Abwehr einer Gefahr, wie z. B. die Gefährdung der Verkehrssicherheit, das 
Recht, auf Kosten von säumigen Verursacherinnen bzw. Verursachern Ersatzvornahme anzuord-
nen. 
  

Art. 14 Campieren, Aufstellen von Wohnwagen, Nächtigen in öffentlichen Anlagen 
 
1 Das Campieren, das Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, Wohnmobilen und dergleichen auf öf-
fentlichem Grund, das Nächtigen insbesondere in öffentlichen Parkanlagen und Waldungen sowie 
öffentlichen Gebäuden ist verboten. 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann in besonderen Fällen zeitlich beschränkte Ausnahmebewilligungen 
erteilen. 
 

Art. 15 Videoüberwachung  
 
1 Der Gemeinderat kann die örtlich begrenzte Überwachung mit Videokameras bewilligen, wenn 
der Einsatz solcher Videokameras zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie zur 
Schadenminderung geeignet und erforderlich ist und wenn die Öffentlichkeit mit Hinweistafeln auf 
diesen Einsatz aufmerksam gemacht wird.  
 
2 Der Gemeinderat erlässt dazu ein Vollzugsreglement. 
 

Art. 16 Reklameanlagen auf öffentlichem Grund 
 
1 Das Anbringen und Stellen von dauerndem oder temporärem Werbe – oder Informationsmaterial 
auf öffentlichem Grund sowie an öffentlichen Gebäuden, Anlagen oder Einrichtungen ist ohne Be-
willigung verboten. 
 
2 Die Bewilligungsinstanz erteilt auf Antrag Bewilligungen für das Anbringen von Werbe- und Infor-
mationsmaterial unter Berücksichtigung der kantonalen und eidgenössischen Bestimmungen.  
 
3 Widerrechtlich angebrachtes Werbe- und Informationsmaterial kann auf Kosten der Verantwortli-
chen entfernt werden.  
 
4 Für das Anbringen von politischen Plakaten an Gemeindestrassen besteht eine Meldepflicht an 
die Abteilung Sicherheit/Sport. Plakate dürfen frühestens sechs Wochen vor dem Wahl- oder Ab-
stimmungssonntag aufgestellt und müssen innert Wochenfrist nach dem Wahl- oder Abstimmungs-
sonntag abgeräumt werden. Die Zustimmung des Grundeigentümers bleibt vorbehalten. 
 

IV. Immissionsschutz 
 

Art. 17 Grundsatz  
 
1 Es ist verboten, vermeidbare Einwirkungen vorzunehmen, wie z. B. durch Lärm, Erschütterungen, 
Staub, Rauch, Geruch, Lichtquellen oder Tiere. 

 

Art. 18 Ruhezeiten 
 
1 Die Mittagsruhe dauert von 12.00 bis 13.00 Uhr und die Nachtruhe von 22.00 bis 07.00 Uhr. In  
dieser Zeit ist jeder vermeidbare Lärm verboten. Ausgenommen davon ist das Kirchengeläut. lm 
Weiteren gelten folgende ergänzenden Ruhezeiten: 
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a) für Private: 
lärmige Haus- und Gartenarbeiten wie z. B. Rasenmähen mit Motormähern, Arbeiten mit Laub-
bläsern oder Arbeiten mit Kreis- und Kettensägen sind untersagt: 
 
- Montag bis Freitag bis 07.00 Uhr, von 12.00 bis 13.00 Uhr und ab 19.00 Uhr. 
- Samstag bis 07.00 Uhr, von 12.00 bis 13.30 Uhr und ab 18.00 Uhr, sowie an Sonn- und  
  allgemeinen Feiertagen generell. 

 
b) für das Gewerbe, Industrie und andere Betriebe sind lärmige Arbeiten untersagt: 
 

- Montag bis Freitag bis 07.00 Uhr, von 12.00 bis 13.00 Uhr und ab 19.00 Uhr. 
- Samstag bis 07.00 Uhr, von 12.00 bis 13.30 Uhr und ab 18.00 Uhr, sowie an Sonn- und  
  allgemeinen Feiertagen generell. 

 
2 Für Arbeiten, die aus zwingenden Gründen nicht ausserhalb dieser Sperrzeiten ausgeführt wer-
den können, kann die Bewilligungsinstanz Ausnahmen bewilligen. Die Vorschriften über die Um-
weltschutzgesetzgebung und deren Nebenbestimmungen sind zu berücksichtigen. 
 

Art. 19 Alarmanlagen 
  
1 Der Missbrauch von Signalgeräten, Rufanlagen und ähnlichen Vorrichtungen ist verboten. 
 
2 Aussensignale von Alarmanlagen dürfen nicht länger als drei Minuten ertönen. 
 

Art. 20 Luftfahrzeuge  
 
1 Auf dem Gemeindegebiet von Kilchberg dürfen in der Regel keine Starts und Landungen von He-
likoptern oder anderen bemannten Luftfahrzeugen durchgeführt werden. 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann unter Berücksichtigung der übergeordneten Bestimmungen und bei 
Vorliegen von wichtigen Gründen Ausnahmen bewilligen. 
 

Art. 21 Feuer im Freien  
 
1 Das Entfachen von Feuer und Grillieren auf öffentlichem Grund ist nur bei den von der Gemeinde 
gekennzeichneten und zur Verfügung gestellten Feuerstellen gestattet. 
 
2 Das Grillieren mit Einweggrills, welche den Untergrund nicht beschädigen, ist in den Parkanlagen 
erlaubt. 
 
3 Die Bewilligungsinstanz kann aus Sicherheitsgründen für offene Feuer und Grillfeuer örtliche und 
zeitliche Einschränkungen anordnen und/oder ein befristetes allgemeines Feuerverbot erlassen.  
 

V. Wirtschafts- und Gewerbepolizei 
 

Art. 22 Schliessungsstunde 
 
1 Die ordentliche Schliessungsstunde in Gastwirtschaften richtet sich nach dem übergeordneten 
Recht, insbesondere dem kantonalen Gastgewerbegesetz. 
 
2 Für spezielle Anlässe oder öffentliche Veranstaltungen kann die Bewilligungsinstanz die ordentli-
che Schliessungszeit aufschieben und Ausnahmen bewilligen. Das Gesuch ist spätestens fünf Ar-
beitstage vor dem Anlass einzureichen.  
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3 Gesuche für dauerhafte Ausnahmen von der Schliessungszeit gemäss Gasgewerbegesetz sind 
spätestens 30 Tage vorher einzureichen. 
 
4 Die ordentliche Schliessungszeit ist in folgenden Fällen bis zwei Stunden über die kantonale 
Schliessungszeit hinaus aufgeschoben: 
 
a) nach Gemeindeversammlungen; 
b) Bundesfeier (1. August); 
c) Silvester. 
 
5 Durch den Betrieb von Gastwirtschaften darf die Nachtruhe nicht gestört werden. 
 

VI. Straf- und Schlussbestimmungen 
 

Art. 23 Allgemeines 
 
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese Verordnung verstösst, wird mit einer Busse bestraft. 
In leichten Fällen kann anstelle einer Busse ein Verweis erteilt oder von einer Bestrafung abgese-
hen werden, wenn das anzuwendende Recht keine anderen Strafen vorsieht. 
 
2 Der Höchstbetrag der Bussen sowie das Verfahren und die zulässigen Gebühren richten sich 
nach kantonalem Recht. Vorbehalten bleibt die Bestrafung gemäss kantonaler oder eidgenössi-
scher Gesetzgebung. 
 
3 Verstösse gegen diese Verordnung können auch in einem vereinfachten Verfahren mit Ord-
nungsbussen geahndet werden. Der Gemeinderat bezeichnet mittels Rechtssatzes die Übertretun-
gen, bei denen das Ordnungsbussenverfahren zur Anwendung kommt und bestimmt den Bussen-
betrag.  
 

Art. 24 Gebühren und Kosten 
 
1 Für polizeiliche Massnahmen werden im Rahmen des übergeordneten Rechts Gebühren erho-
ben. 
 
2 Eine Gebühr kann bei Bedürftigkeit oder aus anderen Gründen durch die Bewilligungsinstanz 
ganz oder teilweise erlassen werden. 
 

Art. 25 Inkrafttreten und Aufhebung des bisherigen Rechts 
 
1 Diese Verordnung tritt nach der rechtskräftigen Genehmigung durch die Gemeindeversammlung 
per 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
2 Gleichzeitig wird die Polizeiverordnung vom 24. März 2009 mit all ihren bisherigen Änderungen 
sowie alle im Widerspruch zu dieser Verordnung stehenden kommunalen Erlasse, aufgehoben. 
 
 

___________________________________ 

 

 

 

Die vorstehende revidierte Polizeiverordnung der Politischen Gemeinde Kilchberg wurde von der 

Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2025 genehmigt.  
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